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DIE ÄNDERUNGEN IM ÜBERBLICK 

1. Bodycams [§ 27a POG]:  

Nach der erfolgreichen Pilotphase wird nun die rechtliche Grundlage für den flächendeckenden 
Einsatz der Körperkameras geschaffen. Die Kameras dürfen künftig in öffentlich zugänglichen 
Räumen zur Gefahrenvorsorge eingesetzt werden. 

2. Bestandsdatenauskunft [§ 31f POG]:  

Insbesondere in Fällen von angekündigten Suiziden, zum Auffinden von vermissten oder hilflosen 
Personen oder zur Verhinderung von Amokläufen wird es rheinland-pfälzischen Polizeibehörden 
künftig möglich sein, bei Telefon- und Internetanbietern sowie Onlinediensten Bestandsdaten 
abzufragen. 

3. Videoüberwachung [§ 27 III POG]:  

Zum Schutz der Besucherinnen und Besucher von öffentlichen Großveranstaltungen mit 
voraussichtlich mehr als 500 Personen wie Fastnachtsumzügen, Weihnachtsmärkten oder 
Weinfesten wird anlassbezogen die Möglichkeit der zeitlich begrenzten Videoüberwachung 
geschaffen. 

4. Kennzeichenerfassung [§ 27b POG]:  

Insbesondere bei Fahndungen im Zusammenhang mit terroristischen Bedrohungslagen oder 
organisiertem Wohnungseinbruchdiebstahl kann die Polizei künftig anlassbezogen auf 
Möglichkeiten der automatisierten Kennzeichenerfassung mit Hilfe von mobilen Erfassungsgeräten 
zurückgreifen.  

5. Ordnungswidrigkeiten [§ 99a POG]:  

Um bestimmten polizeilichen Anordnungen einen noch größeren Nachdruck zu verleihen, wird ein 
neuer Ordnungswidrigkeitentatbestand eingeführt, nach dem die Missachtung mit bis zu 5000 Euro 
Bußgeld geahndet werden kann.  

6. Wohnungsverweisung [§ 13 II POG]:  

Um häusliche Gewalt besser bekämpfen bzw. verhindern zu können, kann die Polizei zukünftig 
gewalttätige Personen auch dann aus ihrer Wohnung verweisen, wenn nicht unmittelbar, aber zu 
einem späteren Zeitpunkt mit weiteren Gewalttätigkeiten zu rechnen ist.  

7. BKA-Urteil [§§ 28 ff. POG]: 

Die notwendigen Voraussetzungen für verdeckte Ermittlungsmaßnahmen werden entsprechend des 

Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum BKA-Gesetz konkretisiert. Insbesondere wird der Schutz 

der Intim- und Privatsphäre vor staatlichen Eingriffen verbessert. Zudem werden weitere 

Ermittlungsmaßnahmen unter einen Richtervorbehalt gestellt.  

8. Datenschutz [§ 41b POG]:  

Mit der Einführung einer mindestens alle zwei Jahre zu realisierenden datenschutzrechtlichen 

Überprüfung verdeckter Überwachungsmaßnahmen durch den Landesbeauftragten für den 

Datenschutz und die Informationsfreiheit (LfDI) wird eine wirksame Kontrolle der behördlichen 

Anwendungspraxis gewährleistet.  
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IN SICHERHEIT UND FREIHEIT ZUSAMMENLEBEN 

Kriminalität als gesellschaftliches Phänomen ist nicht statisch, sondern unterliegt wie die Gesellschaft 

selbst ständiger Veränderung. Die effektive Bekämpfung von Kriminalität durch Polizei- und 

Ordnungsbehörden erfordert daher eine kontinuierliche Analyse von Kriminalitätsphänomenen 

durch die zuständigen Behörden sowie die Anpassung der Befugnisse und der Ausstattung der 

Sicherheitsorgane an neue Entwicklungen. Nur so kann die öffentliche Sicherheit als Basis unseres 

freiheitlichen Zusammenlebens bestmöglich geschützt werden.      

Im Fokus der bundesweiten Sicherheitsdebatte steht nach wie vor die anhaltende Bedrohungslage 

durch den internationalen Terrorismus. Mit Blick auf die Situation in Rheinland-Pfalz ist dennoch 

festzuhalten, dass politischer Extremismus in Rheinland-Pfalz sowohl in quantitativer als auch in 

qualitativer Hinsicht in erster Linie als Extremismus von rechts auftritt. Eine der zentralen 

Herausforderungen für die rheinland-pfälzischen Sicherheitsbehörden bildet zudem die präventive 

Bekämpfung von organisiertem Wohnungseinbruchdiebstahl. Nicht zuletzt verdienen auch 

diejenigen, die Bürgerinnen und Bürger tagtäglich schützen, größtmöglichen Schutz.  

Die Anpassung von sicherheitsbehördlichen Eingriffsbefugnissen in einem demokratischen 

Rechtsstaat bedeutet einen intensiven Abwägungsprozess – insbesondere dann, wenn es sich um 

präventive Maßnahmen handelt. Das legitime Interesse an einem Leben in größtmöglicher Sicherheit 

darf nicht dazu führen, die verfassungsmäßig garantierten Freiheiten rechtstreuer Bürgerinnen und 

Bürger schleichend auszuhöhlen oder zu entwerten. Es ist gerade auch diese Freiheit, die es zu 

schützen gilt.  

Rechtsstaatliche Sicherheitspolitik muss entschlossen wirksame Instrumente zur Bekämpfung von 

Verbrechen bereitstellen, die den aktuellen praktischen Bedürfnissen der Sicherheitsbehörden 

entsprechen. Sie muss zugleich Besonnenheit und Augenmaß walten lassen. Dieser Balanceakt ist 

Aufgabe der Politik.  

Mit ihren umfangreichen Änderungen am Polizei- und Ordnungsbehördengesetz stellen sich die 

Koalitionsfraktionen von SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN dieser verantwortungsvollen 

Aufgabe. Neben der Schaffung neuer Instrumente präventivpolizeilichen Handelns beinhaltet die 

Reform Anpassungen bereits vorhandener Instrumente an die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts zum BKA-Gesetz. Damit unterstützen wir die Sicherheitsbehörden, 

garantieren aber zugleich Bürgerrechte. Darüber hinaus greift der Entwurf Hinweise aus der 

Evaluation des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes durch das Institut für 

Gesetzesfolgenabschätzung (InGFA) des Deutschen Forschungsinstituts für Öffentliche Verwaltung 

in Speyer auf.     
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DIE ÄNDERUNGEN IM EINZELNEN 

Im Folgenden werden die wesentlichen Neuerungen im rheinland-pfälzischen Polizei- und 

Ordnungsbehördengesetz kurz dargestellt. Diese sind: 

1.  Einführung einer spezifischen Rechtsgrundlage für den Einsatz von 

Bodycams [§ 27a POG] 

Nach der erfolgreichen Bodycam-Pilotphase in Rheinland-Pfalz seit Juli 2015 wird mit dem neuen 

Paragraph § 27a nun die rechtliche Grundlage für den flächendeckenden Einsatz der Körperkameras 

geschaffen. Mit einem eigenen Bodycam-Paragraphen wird die Rechtssicherheit für Polizei wie auch 

Betroffene erhöht. Bisher stützte sich der Bodycam-Einsatz auf allgemeine Regelungen zum 

Videoeinsatz. 

Körperkameras können dazu beitragen, der zunehmenden Gewalt gegenüber Polizistinnen und 

Polizisten wirksam zu begegnen. So hat die Evaluation der Pilotphase gezeigt, dass Bodycams in einer 

Reihe von typischen polizeilichen Einsatzsituationen deeskalierend wirken. 

Die Kameras dürfen künftig in öffentlich zugänglichen Räumen eingesetzt werden, wenn Gefahr für 

Leib oder Leben der Polizistinnen und Polizisten oder Dritte (zum Beispiel Feuerwehr oder 

Rettungsdienste) anzunehmen ist. Vor Beginn der Aufnahme ist auf den Kameraeinsatz hinzuweisen. 

Für Transparenz gegenüber den Betroffenen sorgt zudem die Aufschrift „Video“ an den Uniformen 

der filmenden Polizeibeamtinnen und –beamten. Die Verwendung einer Pre-Recording-Funktion, bei 

der automatisch kurze Sequenzen aufgezeichnet werden, bleibt weiter unzulässig. 

Die durch den Einsatz von Bodycams gewonnenen Bild- und Tonaufzeichnungen dürfen maximal 

30 Tage aufbewahrt werden. Ergeben sich aus den Aufnahmen Ansätze für strafrechtliche 

Ermittlungen oder zur Gefahrenabwehr ist eine weitere Verwendung zulässig. Dies gilt auch für Fälle, 

in denen betroffene Bürgerinnen und Bürger polizeiliche Maßnahmen gerichtlich überprüfen lassen 

möchten. Andernfalls sind die Daten zu löschen.  

2.  Einführung einer Ermächtigung für die Bestandsdatenauskunft  

[§ 31f POG]   

Der neu eingefügte § 31f POG schafft die Voraussetzungen für den Einsatz der sogenannten 

Bestandsdatenauskunft nun auch für die rheinland-pfälzischen Polizeibehörden. Bei Vorliegen einer 

konkreten Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung wird es den rheinland-pfälzischen 

Polizeibehörden künftig möglich sein, sogenannte Bestandsdaten bei den jeweiligen 

Telekommunikations1- oder Telemedienunternehmen2 abzufragen. In Abgrenzung zu sogenannten 

Verkehrsdaten handelt es sich bei Bestandsdaten um Daten, die beim jeweiligen Anbieter zur 

Begründung oder zur Durchführung eines Vertragsverhältnisses vorgehalten werden. Insbesondere 

in Fällen von angekündigten Suiziden, zum Auffinden von vermissten oder hilflosen Personen oder 

zur Verhinderung anonym angedrohter Straftaten, zum Beispiel Amokläufen, sind diese Daten von 

                                                             
1 Also etwa die Telekom, Vodafone, O2 etc.  
2 Also etwa Youtube, Facebook, WhatsApp etc.  
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großer praktischer Bedeutung. Zu den Bestandsdaten, die durch die jeweiligen Anbieter gespeichert 

werden, gehören Daten wie Name, Anschrift, E-Mail-Adresse sowie ihre Zuordnung zu einem 

bestimmten Anschluss oder Account.  

Wo dies technisch möglich ist, soll künftig auch eine Abfrage von PIN bzw. PUK oder Login-Daten 

möglich sein, allerdings steht die Anordnung einer solchen Maßnahme unter Richtervorbehalt. Über 

entsprechende behördliche Ersuchen entscheidet künftig das Oberverwaltungsgericht Koblenz. 

Zugangsdaten dürfen nur dann erhoben werden, wenn auch die Voraussetzungen für ihre Nutzung 

erfüllt sind. Zudem wird dem besonderen Schutz der Telekommunikation im Grundgesetz im Polizei- 

und Ordnungsbehördengesetz Rechnung getragen, indem die Zuordnung dynamischer IP-Adressen 

zu einem bestimmten Anschluss nur zum Schutz von Leib und Leben einer Person oder für 

überragend wichtige Rechtsgüter der Allgemeinheit gestattet wird.  

 3.  Erweiterte Möglichkeiten zur offenen Videoüberwachung von 

Großveranstaltungen [§ 27 III POG] 

Zum Schutz der Besucherinnen und Besucher von rheinland-pfälzischen Großveranstaltungen wie 

Fastnachtsumzügen, Weihnachtsmärkten oder Weinfesten wird die Möglichkeit der zeitlich 

begrenzten Videoüberwachung geschaffen. Die präventive Videoüberwachung soll das 

Sicherheitsempfinden der Besucherinnen und Besucher von Großveranstaltungen erhöhen, 

potentielle Straftäter abhalten und gegebenenfalls die Strafverfolgung erleichtern. Insbesondere 

dient das Instrument der Videoüberwachung der Abwehr von latenten terroristischen Bedrohungen. 

Es steht zukünftig für alle Veranstaltungen im öffentlichen Raum zur Verfügung, bei denen von 

mindestens 500 Teilnehmerinnen und Teilnehmern auszugehen ist. Bei allen entsprechend großen 

Veranstaltungen, die keine politischen Versammlungen im Sinne des Versammlungsgesetzes sind, 

kann eine solche Überwachung des öffentlichen Raums im Vergleich zur bisherigen Rechtslage nun 

zeitlich begrenzt unter erleichterten Voraussetzungen angeordnet werden.  

Die erfassten Daten sind unverzüglich zu sichten und dürfen nur weiter gespeichert und verwendet 

werden, wenn sie der Strafverfolgung oder der Abwehr weiterer Gefahren gegen Leib, Leben oder 

Eigentum von Personen dienen. Andernfalls sind die Daten umgehend zu löschen.   

4.  Anlassbezogene Kennzeichenerfassung [§ 27b POG] 

Mit der Schaffung eines neuen § 27b POG wird die Möglichkeit geschaffen, die händische 

Kennzeichenerfassung durch Polizeibeamtinnen und -beamte bei Fahndungen anlassbezogen um 

kamera- und computergestützte Verfahren zu ergänzen. 

Wenn bisher ein Fahrzeug oder eine Person zur Fahndung ausgeschrieben wurde, musste die Polizei 

diese Fahndung händisch durchführen. Beamtinnen und Beamte hatten die Kennzeichen abzulesen, 

zu notieren und anschließend mit den vorhandenen Fahndungsinformationen abzugleichen. In 

geeigneten Fällen kann dieses fehleranfällige, personal- und zeitintensive Vorgehen anlassbezogen 

und insbesondere bei Vorliegen einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer 

Person durch technische Kennzeichen-Lesegeräte ersetzt oder zumindest unterstützt werden. Die 

Lesegeräte scannen die Kennzeichen vorbeifahrender Fahrzeuge und gleichen diese automatisiert 

mit entsprechenden Fahndungsdateien ab.  
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Einen flächendeckenden Einsatz ohne konkreten Anlass sieht das rheinland-pfälzische Polizei- und 

Ordnungsbehördengesetz auch in Zukunft nicht vor. Daten, die nicht zu einer Übereinstimmung mit 

Daten der jeweiligen Fahndungsdateien geführt haben, sind von dem System umgehend nach dem 

Datenabgleich automatisiert zu löschen. Zufallstreffer, die nicht in Zusammenhang mit der 

ursprünglichen Anordnung der Maßnahme stehen, dürfen nur verwendet werden, wenn dies zur 

Verfolgung einer Straftat von erheblicher Bedeutung notwendig ist.  

5.  Neuer Ordnungswidrigkeitentatbestand bei Verstößen gegen 

Meldeauflagen, Platzverweise, Wohnungsverweisungen u. ä.  

[§ 99a POG] 

Aus der polizeilichen Praxis ist das Phänomen bekannt, dass Personen polizeiliche Anordnungen – 

etwa einen Platzverweis – ignorieren. Mit der Einführung eines neuen Ordnungswidrigkeiten-

tatbestands kann polizeilichen Anordnungen nun größerer Nachdruck verliehen werden, da 

zukünftig zusätzlich finanzielle Konsequenzen drohen. Die Zuwiderhandlung gegen eine solche 

Anordnung kann künftig mit einem Bußgeld von bis zu 5.000 Euro geahndet werden. 

6.  Erleichterung der polizeilichen Wohnungsverweisung [§ 13 II POG] 

Um häusliche Gewalt besser bekämpfen bzw. verhindern zu können, kann die Polizei zukünftig unter 

erleichterten Voraussetzungen gewalttätige Personen aus ihrer Wohnung verweisen. Bisher war für 

die präventive Wohnungsverweisung das Vorliegen einer gegenwärtigen Gefahr notwendig, die 

Polizei konnte also nur dann handeln, wenn weitere Angriffe augenscheinlich unmittelbar 

bevorstanden. Dies hat sich vielfach als wenig praktikabel erwiesen. Mit der Absenkung der 

Eingriffsschwelle zu einer konkreten Gefahr für die Wohnungsverweisung wird Beamtinnen und 

Beamten nun die Möglichkeit gegeben, einzelne Personen zeitlich befristet aus ihrer Wohnung zu 

verweisen und die Rückkehr zu untersagen, wenn mit weiteren Gewalttätigkeiten zwar nicht 

unmittelbar, aber zu einem späteren Zeitpunkt – etwa nachdem die Polizei weggefahren ist – zu 

rechnen ist. Damit haben die Polizeibeamtinnen und -beamten ein präventives Instrument zum 

Schutz anderer Bewohnerinnen und Bewohner zur Hand.  

7.  Neufassung der Voraussetzungen für Mittel zur verdeckten 

Datenerhebung entsprechend des BKA-Urteils des BVerfG  

[§§ 28 ff POG] 

In seinem Urteil zum BKA-Gesetz vom 20. April 2016 (1 BvR 966/09) hat das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG)  eine Konkretisierung der notwendigen Voraussetzungen für 

präventiv-polizeiliche verdeckte Maßnahmen wie beispielsweise die längerfristige Observation, den 

Einsatz verdeckter Ermittler bzw. V-Leute, den Einsatz der Funkzellenabfrage, die Anordnung einer 

Online-Durchsuchung, einer Telekommunikations- oder Wohnraumüberwachung angemahnt. Durch 

die Änderung der Paragraphen 28 ff. wird die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum BKA-

Gesetz auf Landesebene umgesetzt.  

Zwar betrifft das Urteil des Bundesverfassungsgerichts für sich nur die bundesrechtlichen Normen 

des BKA-Gesetzes, zur Schaffung von Rechtssicherheit ist es jedoch angezeigt, auch die analog 
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ausgestalteten Normen des rheinland-pfälzischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes 

entsprechend anzupassen. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um eine Konkretisierung der 

jeweiligen Einsatzvoraussetzungen sowie die Verankerung von weiteren Richtervorbehalten. Zudem 

werden die Regelungen zur Weiterverwendung der so gewonnen Daten entsprechend der 

gerichtlichen Vorgaben neu ausgestaltet. Außerdem wird durch die Neuregelung des § 39a POG der 

Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung gestärkt.  

Durch die Konkretisierungen wird sichergestellt, dass die entsprechenden Maßnahmen durch die 

Polizei weiterhin rechtssicher angewendet werden können. Zugleich wird den Betroffenen der 

verfahrensmäßige Schutz gewährt, den das Grundgesetz für die betreffenden Maßnahmen vorsieht. 

8.  Regelmäßige Überprüfung verdeckter Maßnahmen durch den 

Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit  

[§ 41b POG] 

Die Durchführung verdeckter Maßnahmen ohne Kenntnis der Betroffenen erfordert nachträglich 

eine unabhängige Kontrolle des Vorgehens, für die nun die rechtliche Grundlage geschaffen wird. 

Insbesondere in Fällen, in denen mangels Anklage keine gerichtliche Überprüfung der konkreten 

Maßnahme durchgeführt wurde, wird so sichergestellt, dass die behördliche Anwendungspraxis 

kontinuierlich evaluiert wird. Mit dem Landesbeauftragten für den Datenschutz und die 

Informationsfreiheit (LfDI) verfügt Rheinland-Pfalz über eine Institution mit der nötigen Neutralität 

und Expertise für diese Überprüfung. 

Verdeckte Maßnahmen wie die Kennzeichenerfassung (§ 27b), langfristige Observationen, der 

Einsatz von Vertrauenspersonen oder verdeckten Ermittlern (§ 28 II), die Wohnraumüberwachung 

(§ 29), die Telekommunikationsüberwachung (§ 30), die Online-Durchsuchung (§ 31c) und weitere 

verdeckte und ähnlich intensive Eingriffe werden künftig innerhalb eines Zeitraums von maximal 

zwei Jahren durch den Landesdatenschutzbeauftragten nachträglich überprüft. 
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ZENTRALE BEGRIFFE IM POLIZEIRECHT 

Polizei- und Ordnungsrecht: Recht der präventiven Gefahrenabwehr 

Polizeirecht ist ein Teilbereich des Verwaltungsrechts, die insbesondere das 

Maßnahmeninstrumentarium der Landespolizei sowie der Kommunalen Ordnungsbehörden regelt. 

Ziel des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes ist die präventive Abwehr von Gefahren für die 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die vorbeugende Bekämpfung von Straftaten. Die 

präventive Zielrichtung des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes grenzt sich von den repressiven 

Befugnissen der Polizei ab, die dieser zur Aufklärung einer bereits begangenen Straftat insbesondere 

im Rahmen der Strafprozessordnung zur Verfügung stehen. Entsprechend der Art. 70 ff. GG liegt die 

Gesetzgebungszuständigkeit für das Polizeirecht ausschließlich bei den Ländern.  

Die Schutzgüter: Öffentliche Sicherheit bzw. Öffentliche Ordnung 

Sinn und Zweck des polizeilichen Gefahrenabwehrrechts ist die Abwehr von Gefahren für die 

sogenannten polizeilichen Schutzgüter der Öffentlichen Sicherheit bzw. Öffentlichen Ordnung. Ihr 

Schutz ist die verfassungsrechtliche Begründung für die im Polizei- und Ordnungsbehördengesetz 

definierten Eingriffsbefugnisse – alle dort beschriebenen Maßnahmen dienen ihrem Schutz. Je nach 

Umfang des potentiellen Grundrechtseingriffs, sind einige Maßnahmen des Polizei- und 

Ordnungsbehördengesetzes ausschließlich zum Schutz besonders wichtiger Teilbereiche dieser 

Schutzgüter – etwa zum Schutz von Leben und körperlicher Unversehrtheit – zulässig.  

Der Begriff der Öffentlichen Sicherheit beschreibt die Gesamtheit der geschriebenen Rechts- und 

Verfassungsordnung, den Bestand und die Einrichtungen des Staates und anderer Träger der 

Öffentlichen Gewalt sowie die subjektiven Rechte einzelner Bürgerinnen und Bürger wie Gesundheit, 

Freiheit oder Eigentum. Der Begriff der Öffentlichen Ordnung umschreibt die Gesamtheit der 

ungeschriebenen Regeln, deren Beachtung nach allgemeiner Anschauung als unerlässliche 

Voraussetzung für ein friedliches gesellschaftliches Zusammenleben betrachtet wird.  

Der Begriff der Gefahr  

Die verschiedenen Formen der Gefahr sind die zentralen Begriffe des Polizeirechts. Über sie wird 

definiert, bei welcher Sachlage die jeweiligen Einsatzkräfte auf welches Instrument des Polizei- und 

Ordnungsbehördengesetzes zurückgreifen dürfen – man spricht von der sogenannten 

Eingriffsschwelle. Wichtig ist, dass die jeweilige Gefahr jeweils den Schutzgütern der Öffentlichen 

Sicherheit oder Öffentlichen Ordnung drohen muss. Da vorliegend präventives staatliches Handeln 

Regelungsgegenstand ist, bezieht sich der Begriff der Gefahr jeweils auf eine Prognose für die 

Zukunft.  

Durch die Verwendung unterschiedlicher Gefahrgrade als Eingriffsschwelle zu den jeweiligen 

polizeilichen Befugnissen steuert der Gesetzgeber das praktische Handeln der Exekutive. Das 

Polizeirecht kennt im Wesentlichen die konkrete Gefahr, die gegenwärtige Gefahr, die erhebliche 

Gefahr und die Gefahr im Verzug.  
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Die häufigste Schwelle bildet das Vorliegen einer konkreten Gefahr. Diese liegt vor, wenn eine 

Sachlage oder ein Verhalten bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu erwartenden Geschehens mit 

hinreichender Wahrscheinlichkeit eines der polizeilichen Schutzgüter (s. o.) schädigen wird.  

Einige polizeiliche Instrumente fordern dagegen das Vorliegen des zeitlich engeren Begriffs der 

gegenwärtigen Gefahr, also einer Situation in der das schädigende Ereignis mit an Sicherheit 

grenzender Wahrscheinlichkeit zeitlich unmittelbar bevorsteht oder die Schädigung bereits 

begonnen hat oder noch fortdauert.  

Die erhebliche Gefahr ist wiederum eine Modifikation in qualitativer Hinsicht: Sie liegt vor, wenn der 

drohende Schaden für die polizeilichen Schutzgüter nach Art oder Ausmaß besonders 

schwerwiegend ist.  

Die Gefahr im Verzug ist eine Sachlage, bei der die Einhaltung der normalerweise vorgesehenen 

Verfahrenswege eine effektive Abwehr von Gefahren zu verhindern droht. Etwa bei Befugnissen mit 

Richtervorbehalt kann die Maßnahme bei Gefahr im Verzug in den entsprechend normierten Fällen 

zunächst durch die Polizei selbst angeordnet werden, wenn die akute Lage es gebietet. Die 

Entscheidung des zuständigen Gerichts ist dann innerhalb einer bestimmten Frist nachzuholen.  

 

 


